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K. Wen wollen wir wählen? 

Der Wahlkampf hat in unferm gan⸗ 
zen Vaterlande begonnen. { 
Tag der Wahl heranrückt, je ernſter und 
entſchiedener wird der Kampf. Jede Par- 
thei empfiehlt ihren Candidaten. A 
wollen hiemit allen Mitbürgern Danzigs 
den Herrn Juſtizrath Martens zum Ab⸗ 
geordneten für den Norddeutſchen Reichs- 
tag empfehlen. Derſelbe iſt empfohlen 
von der conſervativen Fraktion und ande⸗ 


ren wohlgeſinnten Männern unſerer Stadt, 


beſonders auch von ſolchen, die feiner po« 
litiſchen Parthei angehören; weil die Stim⸗ 
mung immer mehr um ſich greift, daß 

err Martens unbedingt der geeigneteſte 
Tandidat für unſere Stadt ſei. Derſelbe 
iſt nicht nur ein bewährter, bekannter und 
beliebter Mitbürger unſerer Stadt, ſondern 
er hat auch zu denen gehört, die als 
Jünglinge das Schwert in den Freiheits- 


egen ergriffen, um Blut und Leben für 


die Freiheit unſeres Vaterlandes einzu 
ſetzen. Er hat im Jahre 1848 im deut⸗ 
ſchen Reichsparlament zu Frankfurt a. M. 
zur Preußiſchen Partei gebört, die damals 
wieder die Rechte und das Intereſſe un⸗ 
ſeres Vaterlandes vertrat. — Er hat vor 
dem Kriege 1866 ſeine Stimme in einem 
Aufſatze des Dampfbotes erhoben und da⸗ 
durch gezeigt, daß er das Herz auf dem 


ben Flecke babe, daß iim das Wohl 
e G ände als alle 
Parteiungen. — durchſichtiger 


und feſter Charakter, der nie geſchwankt 
hat, ie die Gabe befigt ſowohl das In⸗ 

tereſſe des ganzen Vaterlandes als das 
unſerer Stadt wirkſam vertreten zu kön⸗ 
nen. Unſere Stadt iſt eine ehren⸗ 
wertbe See⸗ und Handelsſtadt. 
Das Wohl aller Stände, nicht blos des 
Kaufmannſtandes, ſondern eben ſo 
ſehr das Wohl des Handwerker und 
Arbeiter ꝛc. hängt hier ab vom Handel. 
Liegt der Handel darnieder, ſo leiden 
alle Stände. Fragen über Handels- 
marine und über Handelsfreiheit 
im ganzen Deutſchen Vaterlande liegen 
dem Reichstage nicht nur nahe, ſondern 
kommen jedenfalls zur Verhandlung. — 
Wir wüßten nicht, wer ſo geeignet wäre 
das Intereſſe unſerer Stadt in dieſer 
Beziehung ſo gut vertreten zu können, als 
Herr Juſtizrath Martens. 

Darum ergeht an alle Mitbürger 
unſerer alten, ſchönen Stadt, zu welcher 
politiſchen Partei ſie auch gehören mögen, 
die dringende Bitte bei der Wahl ihre 
Stimme dem Herrn Martens geben zu 
wollen. Alſo 

nochmals, nochmals und nochmals: 

Jeder Wohlgefinnte gebe bei der Wahl 
ſeine Stimme x 

dem Herrn Inſtizrath Martens! 


tz. Blicke in die Gegenwart. 
Schluß.) 


( uß. 

Wir haben bis jetzt unſere Blicke nur auf die 
Angelegenheiten des preußiſchen und deutſchen 
Vaterlandes gerichtet aber jo weit und viel um⸗ 
faſſend auch ſchon dieſer Geſichtskreis iſt, ſo wäre 
es doch immer ein beſchränkter, und wir würden 
als kurzſichtig oder als einſeitig patriotiſch gefinnt 
erſcheinen, wenn wir nicht Über jenen Geſichts⸗ 
treis hinausſchauen wollten, zumal da nicht allein 
in Europa, ſondern auch in Amerika Dinge theils 
ſchon geworden, theils noch im Werden find, 
welche auch auf unſer Vaterland als eine Groß- 
macht, die bei den Welthändeln nicht unbetheiligt 
bleiben kann, bedeutenden Einfluß üben können. 
Zwar in die Geheimniſſe der Cabinetspolitik ift 
ung kein Cinblick geſtattet, und wenn er es wäre, 
jo würde es doch wohl in den meiſten Fällen ge⸗ 
rathen ſein ſie zu verſchweigen. Eine Kenntniß der⸗ 
ſelben aber zu ſimuliren, um den Durſt nach 
Neuigkeiten zu befriedigen, oder um einer politi⸗ 
ſchen Partei Waſſer auf ihre Mühle zu liefern, 
wäre eines konſervativen Blattes unwürdig. 

Wir beginnen unſere Umſchau indem wir vom 
Oft Europas ausgehen und bei Nordamerika 


Je näher der 


Wir 


182 fehlt ihm nur noch Rom mit dem kleinen 


Halt machen, Südamerika aber bis auf Weiter 


unberlickſichtigt laſſen. 


# 
Rußland hat mit der Banern-Emancipation 
eine neue Aera feines inneren Lebens begonnen, 


aber die Gebildeten feiner jüngern Generation 
ſcheinen in die politiſchen Flegeljahre getreten 


jein, indem die ſittliche Unreife oder Verwilde⸗ 
rung ſich bis zu frevelhafter Schwärmerei ſteigert. 
Polen wird nur jo lange ruhig bleiben, als de 


Erhaltung des allgemeinen Friedens in dem Ii 
tereſſe Frankreichs und Englands liegt, und af 


die Blitze des Vatikans nur kalte Schläge find, 
die auch Oeſterreich nicht gegen den griechiſch⸗ 


orthodoxen Nachbar aufregen können. 


Um die oͤſterreichiſchen Zuſtände denen ver 1 
ſtändlich zu machen, die ſich ſchon nicht ſeit lange mit 
ihnen eingehend beſchäftigt haben, müßte man ein 
ganzes Buch ſchreiben; ſo viel weiß aber Jeder 


aus der Zeitungsleetüre, daß Deutſche, Ungarn, 


Czechen, Polen, Ruthenen u. ſ. w. nicht alle 7 
gegen einander feindlich geſinnt ſind, ſonderu auch 
mit ihren widerſprechenden und zum Theil maß⸗ 
loſeu Forderungen an die Regierung die ohnehin 
lockere Einheit des Rei ches zu zerſtören drohen. 


Oeſterreich iſt auch ein kranker Mann. 


Die Türkei ſteht faſt ebenſo wie das ihr 
feindlich geſinnte, aber ohnmächtige Griechenland 
unter der Curatel der Großmächte, . en 
welche 


Frankreichs, Englands und Rußlands, 0 
alle gern dieſen kranken Mann ſterben lie⸗ 
ßen, wenn ſie nicht vorausſähen, daß die 
Theilung des Nachlaſſes 


entzünden würde, deſſen Opfer den Werth des 


Erbes leicht überſteigen könnte. Wenn freilich die 
ganze chriſtliche Bevölkerung der Türkei 


gleichzeitig und einmüthig von der Pforte losriſſe, N 


dann würden jene Mächte ihren Schützling wohl 


auch auf das Riſiko eines Krieges aufgeben; nach⸗ 


dem aber die Kandioten wie es ſcheint, ſich v 
blutet haben, wird es nicht a dahin kom 
Italien hat das näch i 


etien, trotz ſeiner Niederlagen erreicht, 


Ueberreſt des Kirchenſtaates. Der franzöſiſche 
Kaiſer hat durch die Räumung deſſelben dem 
König von Italien den Weg dahin frei gemacht, 
und dieſer hat trotz ſeiner und ſeiner Miniſter 
mehrfachen Erklärungen, den Papſt in ſeinem Be⸗ 
ſitz unangefochten laſſen zu wollen, doch die Worte 
ſo auf Schrauben geſtellt, daß man deutlich zwi⸗ 
ſchenden Zeilen den Sinn leſen kann: Wir wer⸗ 
den nur ſo lange auf Rom verzichten, bis der 
Papſt von ſeinen eigenen Unterthanen vertrieben 
wird, wozu wir nach Möglichkeit behülflich fein 
wollen. Eine neue Papſtwahl kann ja die Sache 
ſehr erleichtern. - g 

In Frankreich herrſcht äußerlich Rube, und 
der Kaiſer iſt bemüht, durch Reorganiſation des 
Heeres und der Verfaſſung der beiden großen 
Staatslörper, nicht ſowohl die Freiheit als viel⸗ 
mehr ſeine Macht zu befeſtigen, wozu wir ihm 
aufrichtig Glück wünſchen, ſofern er keine feindlichen 
Abſichten gegen Preußen hat. 

England wird theils von den Feniern, theils 
von der Agitation für die Wahlreform beunruhigt. 
In der Hochkirche inklinirt eine ſtarke Partei nicht 
allein zu dem Ritus, ſondern auch zu dem Dogma 
der katholiſchen Kirche hin. Der Papſt macht 
größere Eroberungen in England als die proteſtan⸗ 
tiſchen Engländer in Italien. Das kriegsſcheue 
England hat feinen Culminationspunkt ſchou hin⸗ 
ter ſich; es wird ſich nicht eber wieder aufraffen, 
als bis ſeine Intereſſen im Orient ernſtlich bedroht 
werden. 

In Spanien geht es ebenſo zu wie in ſeinen 
ehemaligen amerikaniſchen Colonien: ein Aufſtand 
und eine Meuterei folgt der anderen auf dem 
Fuße. Narvaez bedient ſich eines draſtiſchen Mit⸗ 
tels, um unfügſame Deputirte los zu werden. 
In Nordamerika iſt wieder Ausſicht auf 
einen Bürgerkrieg und auf koloſſale Betrilgereien 
— fürs Vaterland. Gelingt es dem Präſidenten 
Zohnſon, ſich gegen den Congreß und die republi⸗ 
fanifche Partei zu behaupten, ſo kann dies nur 
durch die bewaffnete Macht geſchehen, und dann iſt 
das Säbelregiment etablirt, dem er®jelbft und die 
Nation ſich fügen muß; unterliegt er aber, dann 
werden die Südſtaaten ſo lange tyranniſirt, bis 
die Verzweiflung ſie zu neuer Erhebung zwingt, 
was ebenfalls zum Militär⸗Despotismus führen 
muß. Die Freiheit wird dort vielleicht ihr erſtes 
Säcular⸗Judilänm nicht erleben. 

Wie aus Italien zieht Napoleon auch aus 
Mexico ſeine Truppen zurück und überläßt den 
unglücklichen Kaiſer Maximilian feinem Schickfal. 
Wollte er in Mexico eine Monarchie gründen, fo 
mußte er auf einen Krieg mit Nordamerika ge⸗ 
faßt fein, und dazu bot der dortige Bürgerkrieg 
durch Unterſtützung der Südſtaaten ſdie beſte Ger 
legenheit. Sollte es in den Freiſtaaten wieder 
drunter und drüber gehen, und der Kaſſer Maxi⸗ 
milian ſich ſo lange in einem Theil ſeines Reiches 
behaupten können, dann wäre für ihn noch nicht 
alle Hoffnung verſchwunden. 


Landtages. 


eventuelles von dem Abg. Lasker un 
Amendement des Abgordn. v. Vincke (Hagen) 
welches ſich auf den von der Kommiſſion 


einen Krieg ent» |) on demſelben 


al feiner Sehne 


ſungslebeus find, alſo ein rechtlicher und mo» 


Haus der Abgeordneten. 
Berlin, 30. Januar. 

Am Miniftertifhe: Der Handelsminiſter 
Graf Igzenplitz, drei Reg. Commiſſarien; 
ſpäter der Finanzminiſter Frhr. v. d. Heydt. 
Die Plätze im Hauſe und auf den Tribünen 
ſind ſchwach beſetzt, Nach geſchäftlichen Mit- 
theilungen eröffnet der Präſident die Gene— 
raldiskuſſion und ſtellt ein von dem Abgeord— 
neten v. Binde (Hagen) zu § 6 eingegange— 
nes Amendement zur Unterſtützung Daſſelbe 
wird ausreichend unterſtützt; es lautet fol» 
gendermaßen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle be— 
schließen: 8 6 des Geſetzes, wie folgt, zu 
faſſen: Jede Verfügung der Staats-Negie- 
rung über eine der durch dieſes Geſetz be— 
rührten Eiſenbahnen durch Veräußerung und 
Verpachtung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit 
der Zuſtimmung beider Häußer des 


Es erhält zunächſt das Wort der 

Berichterſtatter Abg. Michaelis (Stettin): 
Es ſind zwei Amendements eingegangen, ein 
und das 


neu eingefügten § 6 beziehe, und ſich dadurch 
unterſcheidet, daß es den 
hrundſatz, den die Kommiſſion als verfafr 
ſungsmäßiges Recht anſieht, nicht allgemein, 
ondern nur in Beziehung auf den Bereich 
ſeſer Vorlage ausdrückt. Nachdem das 
us der Abgeordneten durch den geſtrigen 

den allgemein aufgenommenen 


erworfen bat, fragt es ſich, was 
heute geſchehen ſoll. Man e 
ſich in den Kommiſſionen die Tragweite des 


Amendements v. Vincke. Das vorliegende 
Geſetz berührt die Niederſchleſiſch-Märkiſche 
Eiſenbahn, die Verbindungsbahn in Berlin, 
die Oſibahn, die Weſtfäliſche Eiſenbahn und 
die Oberſchleſiſche Gebirgsbahn. Die Kom- 
miſſionen beſchloſſen, den $ 6 in der Faſſung 
des Herrn Abgeordneten v. Vincke dem Hauſe 
zur Annahme zu empfehlen und den § 6 der 
vereinigten Kommiſſion zurückzuziehen. 

Abg. Dr. Michelis (Allenſtein): Die Res 
gierungs⸗Vorlage bietet uns einen großen 
materiellen Fortſchritt, wenn wir ihr die 
Mittel geben. Die Kommiſſion knüpft an 
dieſe Bewilligung der nöthigen Gelder Be- 
dingungen, denen ich mich anſchließe, weil ſie 
ein Fortſchritt im Ausbau unſeres Berfaf- 


raliſcher Fortſchritt. Ich entfcheide mich für 
die Kommiſſion. 

Abg. Dr. Hammacher: Nachdem der Staat einen 
alle Kräfte erfordernden Krieg zu Ende geführt 
hat, muß er alle Staatsmittel zu produktiven 
Zwecken verwenden. Deshalb habe ich mich 
als Mitglied der Kommiſſion materiell für 
ſämnitliche Paragraphen des Geſetzes ausge- 
geſprochen. Sie werden es aber begreiflich fin. 
den, daß ich dies nicht habe thun können, ohne 
daß das Recht des Landes in dem Befepe ſelbſt 
gewährt werde. Es hat geſtern ein Redner 
die verfaſſungstreue Partei des Landes und die 
liberale Majorität des Hauſes vor einer zu 
großen Ungeduld in der Wahrung der Volks- 
rechte gewarnt. Ich will gern dieſen Vorwurf 
gegen mich gelten laſſen, denn ich ſcheue mich 
nicht, recht ungeduldig zu ſein, wenn es ſich 
um die Wahrung der Landesrechte handelt. 
Ich kann mir nicht denken, daß ein fonftitutio- 
neller Körper ſich in den elementarſten Finanz 
rechten befindet, wenn die Regie rung das Recht 
hat, ohne ſeine Zuſtimmung die Finanzen des 
Landes zu alteriren. Unſere Verfaſſung iſt in 
dieſer Beziehung von der anderer fonftitutio- 
neller Länder durchaus abweichend, keine einzige 
enthält das im von Vincke ſchen Amendement 
Niedergelegte als, ein Axiom. Eine Ausnahme 
macht nur die des Königreichs Dänemark. Als 
ich Mitglieder der hollaͤndiſchen Generalſtaaten 
fragte, was fie thun würden, wenn ihr Mini- 
ſterium ohne Zustimmung der Generalſtaaten 
Staatsgüter veräußerte, waren ſie über meine 
Frage ſo erſtaunt, daß ſie mir keine Antwart 
gaben. — tie Hauptſache ift jetzt: wir wollen 
nicht um Worte ſtreiten, denn dieſe laſſen ſich 
deuten, und ſo lange die Regierung nur ihre 
Worte interpretirt und nicht in den Geiſt der 
Verfaſſung eindringt, wird keine Einigung ge- 
lingen. Ich glaubte, daßz in Folge des Krie- 


ges die guten Elemente des Staates feſter zus 
ſammengekittet ſein würden, daß die Regierung 
ſoviel Vertrauen zum preuß iſchen Volke haben 
würde, daß fie keinen Anſtand uchmen würde 
anzuerkennen, daß ſie nicht berechtigt ſei, über 
das Staa tsvermögen ohne Zuſtimmung des 
Landes zu verfügen. Sie hat es nicht gethan. 
Wenn das von Vinckeſche Amendement nicht 
vorläge, das mit den materiellen Zwecken der 
urſprünglichen Kommiſſton übereinſtimmt, 
ſo würde ich gern auf den urſprünglichen 
Kommiſſionsantrag zurückkommen. Nach dem 
Verlaufe der geſtrigen Debatte liegt das 
einzige Bedenken, dem von Vinckeſchen 
Amend ement zuzuſtimmen, lediglich in dem 
Konflicte der materiellen Intereſſen mit den 
moraliſchen Pflichten des Abgeordnetenhauſes. 
Dieſe Froge halte ich mit dem Abg. Lasker 
für eine berechtigte, trotz des Widerſpruchs 
des Abg. v. Vincke. Und ich will nur an 
die Worte erinnern, die der jetzige Herr Fi⸗ 
nanzminiſter als Abgeordneter für Elberfeld 
auf dem vereinigten Landtage ſprach: „So 
lange wir uns nicht in der Lage befinden, 
die Verwendung der Finanzen in beſtimmten 
Perioden zu kontroliren, fo lange werden wir 
in der peinlichen Lage ſein, uufere Zuſtim⸗ 
mung zu allen Anleihen zu verweigern, weil 
es eine Gewiſſenspflicht ift, die hoher ſteht, 
als alle anderen Pflichten, die deshalb An- 
ſpruch auf Anerkennung macht.“ Der Herr 
Handelsminiſter hat geſtern hier den Gedan⸗ 
ken ausdrücken wollen, daß bei einem Kon- 
flicte der materiellen und moraliſchen Juter⸗ 
eſſen nur die erſteren Anſpruch bi n. über⸗ 
wiegende icht zu finden. Ich denke 
aber, der Geſchichtsſchreiber dieſer Tage wird 
nicht ſagen können, das preußiſche Volk hat, 
erfreut über feine Erfolge iu Jahre 1866, 
im Jahre 1867 nicht den Muth gehabt, das 
ae e Recht zu wahren. (Bravo! 
links. 

Abg. v. Unruh: Die Regierung hat ſich 
geweigert, ihren Vertrag mit der Köln⸗Min⸗ 
dener Eiſenbahn- Angelegenheit darzulegen 
Wir müſſen alſo jetzt eine Verwendung, die 
wir für nothwendig halten, ablehnen, weil 
die Regierung uns unſer Recht nicht zuge⸗ 
ſtehen will, oder wir müſſen der Vorlage zu⸗ 
ſtimmen und damit uns auf den Boden ſtel⸗ 
len, der uns das Recht einer Mitwirkung in 
der Praxis nicht verwehrt. Von dieſer Seite 
aus iſt wirklich die Hand zum Vertrage ge- 
boten und ich freute mich, als ſich der Kon⸗ 
flikt ſchloz. Ich bedauere, daß die Regierung 
letzt von Neuem eine Art Konflikt herbei⸗ 
führt. Wir verlangen Nichts als die eine 
fache Anerkennung des Rechts, das der Sinn 
der Verfaſſung iſt. 

Handelsminiſter Graf Igenplig: Der 
Herr Vorredner hat ausdrücklich anerkannt, 
daß die ſämmtlichen Vocſchläge, die die 
Staats⸗Regierung gemacht hat in Bezug auf 
die materiellen Intereſſen, theilweiſe nützlich, 
theilweiſe ſogar nothwendig wären, und was 
dieſen Punkt betrifft, noch etwas weiter ge⸗ 
hend, ſage ich: ſie ſind alle nothwendig, und 
wenn Sie das Geſetz zu Falle bringen, jo 
werden Sie damit die Eiſenbahn⸗Verwaltung 
lahm legen. Denn, wenn die Yandes-Ber- 
tretung die nöthigen Mittel verſagt, um eine 
ordnungsmäßige Verwaltung zu führen, ſo iſt 
die Regſeruug eben nicht im Stande ſie zu führen. 
Daß das Doppelgelciſe der Oſibahn ganznoth⸗ 
wendig iſt, hat der Herr Vorredner ſehr 
praktiſch und gründlich ausgeführt. Daß das 
zweite Geleiſe auf der Weſtbahn eben ſo 
nöthig iſt, folgt aus denſelben Gründen. 
Können beide nicht gebaut werden, ſo werden 
die Klagen des Handelsſtaudes, die ſchon jetzt 
überall laut ſind, daß die Eiſenbahn nicht 
dem Verkehr genüge, ſich immer mehr ver⸗ 
mehren. Kann bei der Strecke der Saar- 
brücker Bahn, wo zwei Geleiſe nicht mehr ge» 
nügen, an einer Stelle das dritte nicht an. 
gelegt werden, ſo wird es nicht blos zum 
Nachtheil des Verkehrs ſondern auch zum 
Nachtheil der Staatskaſſe gereichen; es wird 
der Kohlenabſatz vermindert werden. Eben 
ſo verhält es ſich mit der neuen Eiſeubahn 
an der kurzen Strecke von Saarbrücken nach 
Saargmünd. Wenn die Schleſiſche Gebirgs- 
bahn, die bis jetzt mit Ihrer Genehmigung 
gebaut iſt, bei Waldenburg vorbei geht und 
endlich oben auf dem Berge endet, anf wel⸗ 


. 


chem fie endigen mußte, da fie weiter geführt 
worden, jo hat das nach zwei Richtungen hin, 
theils nach Glatz, theils nach Landshut ſeine 
Gründe — wenn dieſe Bahn uun da blei— 
ben ſoll, bevor dieſe weiteren Bahnen gebaut 
find, fo hat fie aber ein todtes Ende oben 
auf dem Berge, und Waldenburg und Freie 
burg, die unten liegen, ſehen oben die Eifen- 
bahn und können weder herauf noch herunter. 
Kommen alſo auf dieſe Weiſe die Verbin— 
dungsbahnen zwiſchen den Eiſenbahnen oben 
und die Eiſenbahnen unten, fo iſt das durch⸗ 
aus nothwendig. Werden die Bahnhöfe der 
Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn nicht er» 
weitert, die jetzt ſchon nicht genügen, ſo werden 
die Uebelſtände ſich immer mehr vermehren. 
Was die Verbindungsbahn bei Berlin an- 
betrifft, w. H, fo verhält es ſich mit der 
ganz wie weiland mit den Sibylliniſchen 
Büchern. Nicht blos jedes Jahr, ſedes halbe 
Jahr, wo die Sache nicht in Angriff ger 
nommen wird, koſtet die Sache mehr, und 
nicht blos etwas mehr, ſondern ungeheuer 
viel mehr. Denn es werden die Strecken 
verbaut, wo ſie hinkommen muß, und das 
muß mit Geldern aufgewogen werden. Wird 
die Verbindungsbahn bei Breslau, die fetzt 
zur allgemeinen Stockung, zur Unzufrieden⸗ 
heit und zur gerechten Klage gereicht, nicht 
verlegt und umgebaut, fo werden die Uebel— 
ſtände nicht ab», ſondern zunehmen. Werden 
mir endlich die Mittel verſagt, um die 
nöthigen Betriebsmittel zu ſchaffen, da die 
bisherigen nicht mehr genügen, ſondern auch 
durch den Krieg bedeutend abgenutzt ſind, 
weil eben der Verbrauch ein ſtärkerer ge— 
weſen iſt wie früher, jo wird auf keiner 
Bahn mehr ordnungsmäßig operirt werden 
können. Sie legen alſo, wenn Sie das 
Geſetz zu Falle bringen, die Verwaltung 
der Eiſenbahnen lahm, und dieſelbe wird 
dann nicht blos ſagen können, ſondern ſie 
wird ſagen müſſen zu ihrer Rechtfertigung: 
wir haben dem Landtage die nothwendigen 
Maßregeln vorgeſchlagen, er hat ſie abge⸗ 
lehnt, wir können alſo nicht dafür, wenn 
die Bahnen nicht operiren können. — Nun 
habe ich nur noch hervorheben wollen, alles 
Dies iſt ja eigentlich unbeſtritten, es wird 


aber verlangt, bei dieſer Gelegenheit eine, 


Verfaſſungsfrage herauszukehren. Ja, meine 
Herren, da liegt die Sache doch nicht ſo, 
wie der Herr Vorredner geſagt hat; daß die 
Frage eine beſtrittene iſt, werden Sie ſelber 
nicht in Abrede ſtellen; im Buchſtaben der 
Verfaſſung ſteht es nicht, Sie deduziren 
aus dem Geiſt und aus der Tendenz; aber 
in dem Buchſtaben der Verfaſſung, wie wir 
ſie haben — und auf die Verfaſſung anderer 
Länder kommt es nicht an, ſondern auf die 
Verfaſſung des eigenen Staates — ſteht es 
nicht. Das Recht iſt alſo beſtritten. Haben 
wir nun aber in dem letzten Falle, der vor- 


gekommen iſt, wo wir die Weſtfäliſche Bahn 


verkaufen wollten, es Ihnen denn nicht vor» 
gelegt? Alſo halten Sie ſich doch an die 
Thatſachen, und geben Sie das Mißtrauen 
auf. Nun, meine Herren, wer hat denn 
hier den Konflikt erneuert und eingeführt? 
Nicht die Staatöregierung; hätte die Staats- 
regierung daſſelbe thun wollen, wie Sie 
jetzt thun, meine Herren, dann hätte ſie 
einen § 6 hineinbringen und jagen müſſen: 
„Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß fie 
auch die Eiſenbahn verkaufen kann, wie ſie 
will.“ (Sehr richtig!) rechts. Unruhe links.) 
Das hat fie nicht gethan, fie hat es nicht 
für den richtigen Ort gehalten, hierbei den 
Konflikt zu erneuern, der, wie die Staatsre⸗ 
gierung glaubte, geſchloſſen war. — Von an⸗ 
derer Seite iſt nun der Regierung gegenüber 
gejagt worden: Bei dieſer Gelegenheit wol« 
len wir die Verfaſſung „ausdehnen und aus- 
bauen“, wie ein Vorredner ausdrücklich ſagte. 
Ja, m. H., es iſt dies nicht die richtige Ge⸗ 
legenheit, und eben fo viel Vertrauen, wie 
ſie von der Staatsregierung in Anſpruch 
nehmen, kann die Regierung auch von Ihnen 
in Anſpruch nehmen, da ſie den einen Fall, 
der vorgekommen iſt, Ihnen vorgelegt hat. 
— Nun hat man uns von Cöln⸗Minden ge» 
ſprochen. (Stimmen links: Ja, ja!) M. 
H.! Haben wir denn Cöln. Minden verkauft 
oder verpachtet oder nur verkaufen oder ver- 
pachten können? Wir haben auf ein Recht 
verzichtet, das wir gegen die Köln Mindener 
Bahn hatten, und das, m. H., eigentlich doch 
kaum hätte ja recht zum Austrag gebracht 
werden können. Wie die Köln-Mindener 
Bahn begründet wurde und das Eiſenbahn⸗ 
weſen noch auf einem ganz anderen Fuße 
ſtand, wie jetzt, wurde ihr eine Zinsgarantie 
bewilligt und auf die Staatskaſſe übernom⸗ 
men, und es wurden ihr gegenüber gewiſſe 
Rechte eingeräumt, worauf man wohl ver- 
zichten konnte, aber nicht umſonſt oder zum 
Nachtheil des Staates; alſo wenn Sit jo 
weit gehen wollen, daß die Staglsregierung 
teinen Ankauf mehr vornehmen ſoll, fie kei⸗ 
nem Rechte mehr entſagen und keine Ver⸗ 
pachtung mehr vornehmen ſoll, dann legen 
Sie die ganze Regierung in die Hand des 
Abgeordnetenhauſes. (Sehr richtig! rechts. 
Unruhe links.) Das mag Ihre Abſicht ſein, 
aber unſerer Verfaſſung entſpricht es nicht. 
Und zu welchen Konſequenzen, m. H., würde 
es denn führen, wenn wir keine Eiſenbahn 
ſollen verpachten dürfen? Ich habe durchaus 
leine Luſt dazu, es wird auch nicht geſchehenz 
aber wenn wir nicht ſollen unter Umſtänden 
eine Strecke Eiſenbahn verpachten dürfen, ja, 
u. H., dann wird auch keine Domäne mehr 
verpachtet werden dürfen. (Unruhe links.) 


Ja, m. H., das iſt die reine Konſequenz. 
Wenn keinem Rechte fol entiogt werden kön⸗ 
nen, ohne daß Sie es genehmigt haben, So 
wird auch keine Servitutenablöſung bei Do- 
mänen mehr ſtattfinden können, ohne daß ſie 
dem Hauſe vorgelegt wird; kurz, die Regie- 
rung wird dann in den Schooß des Abge— 
ordnetenhauſes verlegt (Oh! Oh! links), und 
meine Herren, der Landtag kann große 
Rechte exereieren, regieren aber, glaube 
ich, kann er nicht: das würde immer zum 
Nachtheil des Landes gereichen. (Zuſtim⸗ 
mung rechts.) Ich kann mich alſo gegen 
den § 6 nur ebenſo erklären, wie! geſtern 
gegen den $ 2, und was das Amendement 
des Hrn. v. Binde betrifft, ſo brauche ich 
darüber nur wenig zu ſagen. Zwiſchem dem 
Amendement des Hrn. v. Vincke von geſtern 
und dem Amendement des Hrn. v. Binde 
von heute iſt ein ſehr großer Unterſchied. 
(Heiterkeit) Das Amendement des Herrn 
v. Vincke von geſtern ſpezialiſirte auf eine 
Bahn, die, gegen andere verglichen, doch im⸗ 
mer nur eine Nebenbahn iſt. (Bewegung 
links.) Das Amendement des Herrn von 
Vincke von heute iſt gerade dasſelbe wie der 
§ 6, den die Kommiſſion vorgeſchlagen hat. 
Hätte es darüber noch eines weiteren Bewei— 
ſes bedurft, dann hat es Ihnen der Hr. Re- 
ferent mündlich klar auseinandergeſetzt Das 
Amendement greift aber hinüber auf alle 
Eiſenbahnen, und Sie wollen dieſe Gelegen— 
heit benutzen, einen Konflikt wieder anzufan⸗ 
gen (lebhafter Wiederſpruch), zu dem die 
Regierung nicht Veranlaſſung gegeben hat. 
Ich bedauere alſo von Herzen, meine Herren, 
mich auch für die Annahme des Amende: 
ments des Hru. v. Vincke nicht erklären zu 
koͤnnen. Die Staats-Regierungz kann darauf 
nich eingehen. Es würde damit die ganze 
Verwaltung in die Hand der Kammer gelegt 
werden. Sie wiſſen auch, das es unſere 
Tendenz iſt — und das iſt keine Redensart, 
trotzdem, was vorhin ein geehrter Redner ger 
äußert hat — es iſt keine Redensart, daß 
die Staats⸗Regierung die Tendenz hat, mit 
dem Haufe im Eintlang zu gehen. Deshalb 
hat ſie den Konflikt nicht angeregt. Wenn 
er aber von der andern Seite angeregt wird, 
ſo iſt keine Veranlaſſung, bei einer ſolchen 
ganz unſchuldigen materiellen Frage, wo es 
ſich nur darum handelt: ſoll die Verwaltung 
den geregelten Gang gehen können, oder ſoll 
ſie darin gehemmt werden? — es iſt keine 
Veranlaſſung, bei einer ſolchen Gelegenheit 
die Verfaſſungsfrage austragen zu wollen. 
Das iſt nicht legislatoriſch, dazuz kann ſich 
die Staatsregierung nicht verſtehen. 
letzte Mal, wo ein ſolcher Fall vorkam hat 


die Regierung ihn dem Hauſe vorgelegt, und 
das Haus hat abgelehnt; ich kann alſo nur 
wiederholen: Halten Sie ſich an die letzten 
Thatſachen und geben Sie den Standpunkt 


des Mißtrauens auf! Ohne ein gewiſſes 
Vertrauen von beiden Seiten kann eben 
Nichts in der Welt gehen (Bravo rechts). 

Abg. Lasker will Theorien aus 
Munde des Handelsminiſters gehört haben, 
die reaktionär find. Domänen müſſen ver— 
pachtet werden, das liegt in der Natur der 
Sache. Dagegen kann bei Eiſenbahnen eine 
fo lange Verpachtung eintreten, daß ſie ei» 
nem verfaſſungswidrigen Verkaufe gleich- 
kommt. Geſtern hat der Herr Handelsmi⸗ 
niſter nichts davon gefagt, daß die Köln⸗ 
Mindener Bahn präjudezire. Beides ſteht 
aber auf gleicher Linie. Es wird Staatsei⸗ 
genthum veräußert, um Geld zu bekommen, 
und ſich über das Votum des Abgeordneten⸗ 
hauſes hinwegzuſetzen. Wir verlangen nur, 
daß die Regierung in verfaſſungsmäßiger 
Weiſe dieſen Vertrag uns vorlegen muß. 
(Bravo! links.) 

Finanzminiſter Frhr. v. d. Heydt: Es 
ſcheinen mie, meine Herren, die Amendements, 
die Vorſchläge, die von dieſer Seite (der 
linken) gekommen ſind, auf der Anſicht zu 
beruhen, als ob es in der Abſicht der Re— 
gierung liege, im entgegengeſetzten Sinne zu 
verfahren. Das iſt indeſſen nicht der Fall. 
Der Herr Handelsminiſter hat ſchon darauf 
hingewieſen, daß der Verkauf der weſtfäli⸗ 
ſchen Bahn Ihrer Beſchlußnahme unterbrei⸗ 
tet iſt, und ich kann verſichern, daß im 
Schoße der Regierung — ich kann natürlich 
nur von der Zeit reden, wo ich ihr ange⸗ 
höre — wenn die Rede war von möglichen 
Verkäufen, doch nicht daran gedacht iſt, an⸗ 
ders Verkäufe zu realiſiren, als mit Zuſtim⸗ 
mung der Landesvertretung. Es liegt alſo 
der Gedanke ſehr fern, im entgegengeſetzten 
Sinne zu handeln. Die Regierung hat Ih⸗ 
nen gezeigt, daß ſie gern und immer im Ein 
verſtändniß mit der Landesvertretung han⸗ 
delt. Nun iſt aber die Regierung der Mei- 
nung, und es iſt dies von mehreren Seiten 
ausdrücklich hervorgehoben, daß die Verfaſſung 
die Zuſtimmung der Landesvertretung für 
den Verkauf von Staatsoblekten nicht fordert, 
Das iſt bei mehreren Veranlaſſungen in die. 


ewürdigt worden, Staatsobjekte zu verkau⸗ 
len, und es iſt monirt worden, daß ſie der 
Aufforderung nicht nachgekommen iſt. 
Es iſt bei dem letzten Verkauf eines Hütten» 
werkes, wenn ich nicht irre, an den Herrn 


Referenten Abgeordneten v. Hoverbeck, aus⸗ 
drücklich anerkannt worden, daß der Verkauf, 


nicht zu konteſtiren ſei. Wenn ich irre, jo 
bittez ich um Entfchuldigung, dann war es 
ein auderer Abgeordneter. Bei ande: 
rer Veranlaſſung ift es ausdrücklich aner- 


Zuſammenhange mit dem Zwecke der Vor 


rung ſolche Vorlagen macht, doch immer der 


kannt, und ich habe es auch heute ausdrücklich 
ausſprechen hören, daß die Verſaſſung eine 
Beſtimmung darüber nicht enthalte. Nun 
meint die Regierung, daß bei dieſer Sache 
doch auch der Ort nicht ſei, um Beſtimmun⸗ 
gen, die in der Verfaſſung nicht enthalten 
ſind, bei Gelegenheit eines Spezial-Geſetzes 
nebenbei hineinzubringen. Es iſt vorher 
von dem Hrn. Abg. Hammacher darauf bins 
gewieſen worden, daß ja auch in einigen 
anderen Geſetzen andere Gegenſtände auf- 
genommen worden feien, wie beijpielgweife 
bei dem Indemnitäts⸗ und Kͤreditgeſetze. 
Ich glaube, daß damals die neu aufgenom- 
menen Gegenſtände doch im allerengſten 


eine ſolche, wie in keinem anderen Lande, und 
wir können ſtolz darauf fein; ja, ich möchte fo- 
gar noch mehr darauf ſtolz ſein, als auf die 
Erfolge unſeres Heeres; ſuchen fie nicht durch 
ihre Angriffe auf dieſe Finanzverwaltung den 
Glanz und Ruhm Preußens zu trüben. (Bravo.) 
Ich bitte Sie, nehmen Sie dieſe Frage auf ei⸗ 
nem anderen Wege auf. (Lebhaftes Bravo 
rechts.) a 
Abg. Freiherr v. Binde (Hagen): Es ſcheint 

nicht angemeſſen, allgemeine Beſtimmungen, die 
in die Verfaffung des Landes gehören, bei Ge⸗ 
legenheit ſpezieller Geſetze zu treffen. Dies hat 
mich bei meinem Antrage geleitet. Man muß 
ſich an konkrete Fälle halten. Sollte nun auch 
in der Verfaſſung das Recht der Landesver— 
tretung nicht ganz klar ausgeſprochen ſein, fo 
iſt bereits ausgeführt worden, daß ſelbſt daun 
für die Landesvertretung ein hinreichendes Mo⸗ 
tiv vorliegt, in dem konkreten Falle dieſe Res 
ſtimmung in das Geſetz mit hinein zu nehmen. 
Wir können doch nicht der Regierung 24 Mit. 
lionen Thlr auf den Präſenkirteller hinlegen, 
ohne unſer Verfaſſungsmäßiges Recht zu wah⸗ 
ren? Wir haben das Beiſpiel der Köln.⸗Min⸗ 
dener Bahn gehabt und nach einem ſolchen 
Falle, durch welchen das Recht des Landes ver— 


lage ſtanden. Deswegen hat die Regierung 
nicht Anſtand genommen, Ihren Vorſchlägen 
zuzuſtimmen. Der Hr. Abgeordnete Lasker 
ſcheint zu meinen, die Regierung wolle der 
Landesvertretung nicht das Recht zuſtehen, 
die Vorlagen, die gemacht werden, ernſtlich 
zu prüfen und alle Bedenken zur Geltung 
zu bringen; er meint, daß wenn die Regie— 


Landesvertretung das Recht zuſtehe, ihre 
Einwendungen zu machen. Es fällt der 


Anleihen zu bewilligen. 
Lage befinden wir uns jetzt nicht; es ſcheint 


Das Landesvertretung bei 


Geſetzes eine ee hineinbringe, die 


dem 


fen Haufe ausdrücklich anerkannt worden.“ 
Früher iſt von dieſem Hauſe die Regierung 


Regierung gar nicht ein, das zu beſtreiten; 
was aber die Regierung in dieſer Vorlage 
fordert, das fordert fie nicht zur Vermeh⸗ 
rung ihrer Regierungsrechte, ſondern das 
fordert ſie, und ſchlägt Ihnen vor, dem zu— 
zuſtimmen im Intereſſe des Verkehrs, um 
die Wohlfahrt des Landes zu heben. In 
dieſer Beziehung hat die Vorlage auch 
nirgends wedenken gefunden, und die Mer 
gierung meint alſo, daß auch keine Veran- 
laſſung vorliege, wenn die Vorlage an ſich 
kein Bedenken findet, andere Gegenſlände, 
die Regelung von Verfaſſungs⸗Differenzen, 
hier hineinzubringen Es hat der Hr. Abg. 
Hammacher auch noch hingewieſen, wie ſchon 
geſtern geſchehen iſt, auf die Verhandlungen 
des vereinigten Landtages, und eine Aeuße⸗ 
rung, die ich damals gemacht habe, ange. 
fübrt. Geſtern hat der Hr. Abg. Schr. 
v. Binde ſchon darauf hingewieſen, daß da- 
mals die Dinge ſehr verſchieden lagen gegen 
letzt. Damals handelte es ſich insbeſondere 
um die Peridiodieität, den regelmäßigen 
Zuſammentritt der Lan es vertretung. So 
lange eine ſolche Periodicität nicht geſichert 
war, fo lange konnte die Majorität des 
vereinigten Landtages ſich nicht entſchließen, 
In einer ſolchen 


mir auch nich dringend geboten, daß die 
Gelegenheit dieſes 


nach Anſicht der Regierung nicht nothwendig 


ſcheint, bei dieſer Gelegenheit zum Austrag 


gebracht zu werden, zumal es nicht in der 
Abſicht der Regierung liegt, Ihren Anſichten 
entgegen zu handeln. 
Abg. Dr. Achenbach: Was den konſtilu⸗ 
tionellen Standpunkt in dieſer Frage betrifit, 
bekenne ich offen, daß ich meinerſeits den 
unſch hege, daß die Regierung vor Veräu⸗ 
ßerung von Staatsgütern die Mitwirkung 
des Landtages in Anſpruch nehmen möge. 
Im rechtlichen Standpunkte kann ich den Aus⸗ 
führungen des Herrn Abgeordneten Lasker 
nicht beitreten. Der Herr Abgeordnete hat 
ſich wiederholt an die rechte Seite dieſes 
Hauſes gewandt und zu der Annahme berech. 
tigt gehalten, es ſtimme die rechte Seite des 
Hauſes mit feinen Anſichten vollſtändig über⸗ 
ein. Bei Gelegenheit des Köln » Mindener 
Vertrages war es nicht erforderlich, weitere 
Ausführungen vorzubringen (Bravo! und 
Heiterkeit rechts), da ſelbſt der Standpunkt 
des Herrn Lasker von dem Herrn Abgeord- 
neten für Saarbrücken beſtritken wurde. Der 
Herr Abgeordneter Lasker hat wiederholt 
ausgeſprochen, daß es ſtaatsrechtlich unzuläſ⸗ 
ſig fei, wenn die Regierung ſolche Einnah⸗ 
mequellen ohne Genehmigung des Landtages 
veräußere. Die Domänen werden ſofort aus- 
ſcheiden müſſen. Hierbei bleibt aber die Sache 
nicht ſiehen. Man hat mit Berückſichtigung 
der Beſtimmungen des Geſetzes von 1826 
835 daß dieſe Einnahmen dem Staats- 


Verfaſſung in dieſem Falle nicht angezogen 
werden könne. Das Geſetz vom 20. Sep- 
tember v. J. hat die Frage geregelt, indem 
es den Beſtand des 
Millionen fixirte, aber trotzdem iſt aus Art. 
99 der Schluß nicht zu ziehen, der gezogen 
worden iſt. Ich erinnere Sie an den Ver⸗ 
kauf des Beſſemer Stahlwerkes in den 50er 
Zahren. Der Herr Finanzminiſter hat ſich 
vorhin auf die Autorität des Herrn v. Ho. 
verbeck geſtützt; ich kann dem nur beipflich⸗ 
fen, denn Herr v. Hoverbeck ſagte damals: 
„welche Rechte die Regierung hat, Staatseis 
genthum zu veräußern, das iſt noch nicht 
entſchieden.“ (Hört! hört! rechts.) Ich ber 
merke, daß die einzige Form nur die ſein 
kaun, daß durch ein Geſetz die Regierung 
autoriſirt werde, einen ſolchen Verkauf vor- 
zunehmen. (Bravo! rechts.) Unſere Sache 
iſt es, für die Rechte der Krone, ſoweit 
fie mit dem Intereſſe des Landes ver- 
träglich find, zu kämpfen (Bravo!) und das 
wollen wir thun. (Erneuter Beifall.) Wir 
halten es nicht für gut, eine fo tief entſchel⸗ 
dende Frage hier ſo raſch abzubrechen, und 
wird ſich für dieſelbe ein anderer Weg finden. 
Die Frage was daraus werden ſolle, wenn der 
Regierung ein derartiges Recht zuſteht, dürfte 


in dem Landtage Preußens nicht aufgeworfen 
Die Finanz-Verwaltung Preußens iſt 


werden. 


qual tiv nicht änderte. 
'appellirt, fo kommt bier die 


Vertrauen zu der 


Intere 
Feile wir auch nach des Hrn. M 


chaße zufließen ſollten, und Artikel 99 der 


Staatsſchatzes auf 30 


letzt worden iſt, muß es felbft im Intereſſe der 


Regierung liegen, ähnliche Verſuchungen boo 
Hauſe aus abuzſchneiden, damit ſeznicht Wilder 
in die Lage hineingerathe, ein großes Maß von 


Mißtrauen auf ſich zu laden. Wir handeln 
alſo im Intereſſe der Regierung, wenn wir 
einen bezüglichen Beſchluß ein für alle mal faſſen. 
Es kommt hinzu, daß nur dann gegen den Satz 
argumentirt werden lönnte, wenn er einen 
allgemeinen Charakter hätte, wie dies geſtern 


der Fall war, wo geſagt wurde, es wäre 
eine Ungeheuerlichkeit. So liegt heute die 


Sache nicht. Wenn wirklich die Regierung 
glaubt, die Prärogative der Krone würden 
beeinträchtigt, ſo müßte dies konſequent heute 
ebenſo ſein, denn ob es ſich um wenige oder 
viele Millionen handelt, wäre gleichgültig 
weil ein quantitiver Unterſchied die Sache 
icht Wenn der He 
Handels miniſter wiederholt an 85 Van 
f N 
Das Miniſterium e 
Landesvertretung haben 
daß dieſe ihre Rechte nicht mißbrauchen werde. 


in Betracht, 


Ich will nicht alle Handlungen der Landes 


repräſentation vertreten, aber ebenſo wenig 


alle der Regierung, und ich denke, das Ver⸗ 
trauen wird bei gegenſeitiger Abrechnun 

Null für Null aufgehen. Wenn die Wem 
nität anerkannt iſt, und eine neue Aexa an⸗ 
fangen ſoll, dann wollen wir Vertrauen be⸗ 
weiſen, indem wir auf dem geſetzlichen Bo⸗ 


den verbleiben. — Die Regierung meint 
wir würden ihr da be des Amen⸗ 
dements die Mittel verſagen, die 


bung der materiellen Intereſſen Nerven - 


will. Ich bin davon überzeugt, daß die 


Zwecke, die durch das Geſetz erreicht werden 
ſollen, die beſten ſind, aber ich frage, warum 
will der Herr Miniſter dieſem Amendement 
die 88 


verſagen, wenn ſo wichtige 
en des Landes davon abhängen? 
h na⸗ N iniſters 
uſicht irrthümlich ein Recht in Anſpruch 
nehmen, iſt denn dabei die Gefahr ſo groß? 
Wir haben dringende Veranlaſſung in die ⸗ 
ſem Augenblick, unfere Intereſſen zu wahren. 
Die Regierung hat in einem ſpeziellen Falle 
unſer Recht anerkannt. Hätte dieſes Recht 
nicht beſtanden, ſo hätte bereits die Regierung 
damals ſchon ihre Befugniß, indem ſte die 
Landesvertretung frug überſchritten und Rechte 
der Krone verletzt. Wenn der Herr Minifter 
uns ſagt, es werde kein Staats-Eigenthum 
verkauft werden, ohne die Landesvertretung 
zu fragen, ſo acceptire ich dies dankbar, 
aber es iſt dabei nicht einzuſehen, warum 
er nicht dann eine Konzefjion machen will. 
Ba hoffe, das Haus wird ſich durch den 
iderſpruch der Regierung nicht abhalten 
laſſen, fein Recht zu wahren, und wir wol⸗ 
en abwarten, ob das Herrenhaus ebenſo 
onſervativ ſein wird wie wir. (Heiterkelt.) 
ie Regierung bedarf, namentlich in fetziger 
eit, nothwendig der Unterſtützung Aller. 
ch hoffe, daß Sie ſich beſinnen und dem 
mendement ihre Zuſtimmung nicht ver⸗ 
ſagen werden. 

Abg. Wagener: M. H.! Nicht ohne 
Bedauern befinde ich mich einerſeits in der 
Lage, heute das Wort gegen den Hrn. Ab⸗ 
38 für Hagen ergreifen zu müſſen. 

ir ſind im Laufe dieſer Sitzung ſo oft 
zuſammengegangen, daß ich wohl gewünſcht 
Ex wir hätten auch in der vorliegenden 
rage konform bleiben können. Ich freue 
mich aber, m. H., daß er der Debatte da- 
durch jeden Stachel genommen hat, daß er 
einerſeits anerkannt hat, er gehe von der 
orausſetzung aus, daß jedes Mitglied die⸗ 
ſes Hauſes in dieſer wichtigen, tief greifen⸗ 
den Frage nach feiner gewiſſenhaften Ueber⸗ 
eugung von der Auslegung der Verfaſ⸗ 
ban ſtimmen werde. Dieſes Recht 
ehme ich für mich und meine politifchen 
Pen in demſelben Maße in Anſpruch, 
nd ich erwarte deshalb nicht, daß wir uns 
wieder in dieſer Frage zu gegenſeitigen In⸗ 
klinationen fortreißen laſſen, ſondern dieſe 
rage mit der Ruhe ae werden, die, 
ie es mir ſcheint, die Wichtigkeit dieſes 
egenſtandes wohl verdient. Wir wollen 
auch die Rechte des Landes vertheidigen, 
wir haben aber in der füngſten Zeit vor 
allen Dingen die Erfahrung gemacht, daß 
die Rechte der Krone Preußen auch die 


| 


beſten Rechte des Landes Preußen find, und 
ich meinerſeits möchte mir lieber einen 


Finger der rechten a abhauen laſſen, 
ehe ich nur einen Titel vergebe 
in den jetzigen Zeitläuften von 
einem mir unzweifelhaftem Rechte der 


Krone. Ich halte aber meinerſeits das Recht 
für unzweifelhaft, und ich glaube, daß wir 
mit demſelben Rechte, mit dem ſich von ſei · 
nem Standpunkte aus der Herr Abgeordnete 
für Hagen als eine Selbſtautorität für ſeine 
Auffaſſung hingeſtellt hat, auch unſererſeits 
uns ſelbſtſtändig auf unſere rechtliche Ueber- 
zeugung von der Auslezung der Verfaſſungs⸗ 
urkunde ſlellen dürfen. Ich will nur in der 
Kürze die Gründe widerlegen von meinem 
Stand punkt aus, die der Herr Abgeordnete 
für Hagen zur Begründung ſeiner Auffaſſung 
vorgetragen hat. Er bat zunächſt und vor 
allen Dingen der Regierung den Vorwurf 
des Widerſpruchs gemacht, indem er geſagt 
hat, es wäre ein vollkommener Widerſpruch, 
daß die Regierung einmal die Befugniß des 
Landtages beſtritten und doch Verlangen in 
dieſer Beziehung mente; denn wenn von der 
Verletzung der Rechte der Krone die Rede 
ſein köunte, dann würde fie darin beitchen, 
daß man dim Landtage ein Recht zugeſtände, 
was ihm nicht gebühre. M. H., das iſt le. 
diglich ein Scheingrund; denn man vergiebt 
der Krone keine Rechte, wenn man in dem 
Beſtreben, mit dem Landtage Hand in Hand 
zu gehen, thatſächliche Kompromiſſe, thatſäch⸗ 
liche Konzeſſionen macht mit ausdrücklicher 
Wahrung des Rechtsprinzips. Es iſt das 
ein Kompromiß und eine Konzeſſion von un⸗ 
ſerem Standpunkte aus geweſen, wobei wir 
ausdrücklich gewahrt haben das Recht der 
Krone, verfaſſungsmäßig zu einer ſolchen 
Vorlage nicht verpflichtet zu fein. Es ſtimmt 
auch nicht, wenn der Herr Abgeordnete für 
Hagen uns den Vorwurf gemacht hat, daß 
wir uns unſerer Seits in einem Widerſpruch 
befinden. Er hat es einen Widerſpruch ge⸗ 
nannt, daß wir geſtern für ſein Amendement 
geſtimmt hätten und uns heute gegen ſein 
eben ſo lautendes Amendement auszuſprechen 
gewillt ſeien. Meine Herren! Geſtern han 
delte es ſich um eine einzige Bahn, in Be⸗ 
aug auf welche wir wiederum eine Konzeſſion 


8 t haben mit ausdrücklicher Wahrung 
de Ai engeſetzten Prinzips, was wir dar 
durch ausgeſprochen haben, daß wir den 8 2 


mit haben verwerfen helfen. Ich möchte viel⸗ 
mehr jagen, daß Herr v. Binde ſich ſelbſt in 
einem Wider 9 Je, denn ich meine, 
er hätte fein heutiges Amendement kürzer has 
ben können, wenn er geſtern mit Ihnen (zur 
Linten) für den § 2 geſprochen hätte. 
Das, was ſein heutiges Amendement 
vom geſtrigen unterſcheidet, iſt, daß 
es ſich nicht auf eine einzige und nicht auf 
eine neue Bahn beſchränkt. Er nennt es 


arum hat es et- 
was Abstraktes, darum wird es ein Grund- 
ſagz, und weil es ein Grundſatz iſt, desbalb 
ſtimmen wir gegen den Grundſatz, deshalb 
verwerfen wir ſein heutiges Amendement, 
obſchon wir ſeinem geſtrigen haben zuſtimmen 
können. ’ 

Aber, m. H., ich möchte diefe Frage noch 
etwas tiefer aus der ſtaats rechtlichen Theorie 
augreifen Ich möchte an den Sas an- 
inüpfen, den der Herr eee aus: 
geſprochen hat, an den Sag, daß wir uns 
wiederum in dem Anfange befinden, den 
eben geſchloſſenen finanziellen Konflikt mit 
der Staatsregierung neu heraufzubeſchwören. 
Und, meine Herren, wenn Sie dieſe Behaup⸗ 
tung auch mit Murmeln und Murren aufs 
genommen haben, richtig iſt fie deflemunger 
achtet. Worin beſtand der finanzielle Kon- 
flitt, den wir ſoeben erſt geſchloſſen haben? 
Beſtand er nicht in demſelben, was Sie heute 
wiederum begehren, beſtand er nicht in der 
Behauptung, daß Rechte der Krone um des⸗ 
halb nicht eriftirten, oder umk deshalb ceſſiren 
l weill Rechte des Landes 155 ge⸗ 
genüberſtehen, mit denen fie ihrerſeits eine 
fließende Grenze haben, oder weil es ſich um 
Rechte des Landes handelt, und weil die 
Rechte der Regierung, wenn man ſie aner- 
teunt, dieſen Rechten des Landes gegenüber 
gemißbraucht werden könnten? Meine Her- 
ren! Es iſt Ihnen damals ſchon entgegnet, 
daß es Rechte, die nicht gemißbraucht werden 
könnten, überhaupt nicht gebe, und eben mit 
demſelben Unrecht, wie Sie damals das Recht 
der Krone auf Krieg und Frieden bemängelt 
und in Frage geſtellt haben, eben mit dem⸗ 
ſelben Unrecht fielen Sie heute wiederum das 
Recht der Regierung zu Dispofitionenüber das 
Staatsvermögen in Zweifel, weil Sie ſagen, es 
ſtehe dem Rechte der Regierung das Budget- 
recht des Abgeordnetenhauſes gegenüber, es 
könne die Regierung mit dieſem Rechte Miß⸗ 
brauch treiben, wir ſeien verpflichtet, die Rechte 
des Landes zu wahren. 

(Schluß folgt.) — Das Abgeordneten 
haus genehmigte die Eiſenbahn⸗Auleihe von 
24 Millionen und zwar mit der Maßgabe, 
daß die Regierung die betreffenden Bahnen 
— mit Zuſtimmung des Landtages ver⸗ 
pacht 


en oder veräußern dürfe. 


— Die Abthe 


eiten 


kret; aber das Kon⸗ 


E a kon 
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Staatsbahnen begreift. a 


5 es eben alle 


Cholera-Epidemien erſtaftet. Die gänzliche 
Schließung der Schulen ſoll demnach nicht 


ohne dringende Noth erfolgen und von der 


Sanitäts-Commiſſion nur darauf gehalten 
werden, daß in den Schulzimmern ſtets eine 
reine Luft vorhanden ſei und Ueberfüllung 
vermieden werde. 

Hadersleben. Die Feier der Ein: 
verleibung in Preußen wurde hier an der 
äußersten Nordgrenze Deutſchlands von deut⸗ 
ſcher Seite mit freudigſter Zuſtimmung ber 
gangen, und geſtaltete ſich ganz anders als 
in Hannover und Frankfurt. Der anhal⸗ 
tende Regen hielt am Morgen zwar viele ab, 
dem öſſentlichen Acte auf dem Markte bei⸗ 
zuwohnen, deſto größer war die Zahl der 
Theilnehmer an dem Feſtdiner und nach heri. 
gen Balle. Um 12 Uhr las der Amtmann 
Kier, umgeben von den Spitzen der Behörden 
und dem Commandirenden der hieſigen Gar⸗ 
niſon, auf einer zu dieſem Zweck gebauten 
Tribüne nach einigen einleitenden Worten 
das königliche Patent und die Proclamation, 
die mit begeiſtertem Hoch aufgenommen 
wurde. Eine Parade der hieſigen Garniſon 
folgte dieſem erſten Theile der Feſtlichkeit. 
Nachmittags vereinigten ſich bei einem Feſt⸗ 
diner gegen 300 Perſonen, ein großer Theil 
derſelben gehörte zu der ländlichen Bevölle⸗ 
rung bis weit nördlich dicht an der Grenze 
Dänemarks, einem Theile Schleswigs, der 
ſich bis vor Kurzem noch ziemlich feindlich 
gegen dentſche und preußiſche Beſtrebungen 
verhalten hat. Das Hoch auf den König 
brachte der Oberſt des 25. Regiments v. 
Dörre aus, ihm folgten der Amtmann Kier 
mit dem och auf die preußiſche Armee, 
Bürgermeiſter Hanfen auf das preußiſche 
Volk und mit einem zweiten Toaſt auf den 
Minifter » Präfidenten. Die Verſammlung 
trennte ſich um 6 Uhr in freudig erregter 
Stimmung, um dem arrangirten Fackelzuge 
beizuwohnen. Begleitet von einer großen 
Menſcheumenge durchzog derſelbe die Straßen 
der Stadt. Die Verbrennung der Fackeln ge⸗ 
ſchah unter Abſingung des Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein- Liedes. Den Beſchluß der Feſtlichkeit 
endlich bildete ein Ball, an welchem alle 
Stände theilnahmen und der bis zum näch⸗ 
ſten Morgen anhielt. Nichts ſtörte die Har⸗ 
monie des Feſtes, welche nur von dex einen 
Sorge leiſe berührt wurde, von der Befürch⸗ 
tung, daß politiſche Erwägungen zur Abtre⸗ 
tung eines Theiles von Schleswig führen 
könnten. Aber je allgemeiner die ſeſtliche 
Stimmung wurde, deſto mehr ſchwand auch 
die Befürchtung, das neue Vaterland könne 
eine Bevölkerung, die mit freudigem Herzen 
ſich ihm angeſchloſſen hat, wieder dem Schick⸗ 
ſale der Fremdherrſchaft überlaſſen. 


zung der Siebenundſechsziger Kommiſſion 
wurden 17 weitere Paragraphen des Clabo- 


Peſt, 30. Januar. In der heutigen Sit⸗ 


rats der Fünfzehner Subkommiſſion mit ei⸗ 


nigen von Deak unt 1 
mehrerer Deputirten angenommen. Das von 
em Deputirten Hollan geftellte Amendement 
lautet: Alles, was auf die einheitliche Lei⸗ 
tung, die Führung und die Organiſation des 
Geſammtheeres Bezug hat, wird als der 
Verfügung des Kaiſers angehörend aner⸗ 
kannt. 

Türkei. Nach einem Berlchte in der „D. 
A. Ztg.“ ſollen die Türken in Alt⸗Serbien 
furchtbar hauſen; nachdem fie erfahren ba» 
ben, berichtet ein Correſpondent des genaun⸗ 
ten Blattes, daß es ſich unter den Chriſten 
in andern Theilen des Reiches rege, fingen 
fie an, in Schaareu von 200500 Mann 
in chriſtliche Ortſchaften einzufallen, zu 
rauben, zu morden, die Häuſer anzuzünden, 
die brauchbaren Leben vorräthe, Werth⸗ 
ſachen, Menſchen und Vieh aber fortzufüh⸗ 
ren. Funfzehn Dörfer erfuhren binnen 
wenigen Tagen dieſes Schickſal. An einigen 
Orten, z. B. im Kloſter zu St. Peter, ſetz⸗ 
ten die Türken jene Chriſten, die die ver 
langten Summen nicht erlegen wollten, auf 
glühende eiſerne Roſte, bis fie das gefor⸗ 
derte Geld bekamen. Auf dieſe Art gingen 
die Orte Streoz, Iſtinitſch, Detſchan, Crno⸗ 
breg, Sprka, Kruſchevaz, Berkovac und 
Noglavte zu grunde. Gegenwärtig verfolgt 
zwar die Behörde dieſe Miſſethäter, ſie ſind 
jedoch nicht zur Strafe zu ziehen in Zeiten, 
wo Alles in größter Wirrniß ſich befindet. 
Die Schilderung iſt ſo furchtbar, daß man 
die Thatſache kaum für möglich hält. 

Konſtantinopel, 30. Januar. Die 
Pazifizirung Kandias nimmt ihren ungeſtör⸗ 
ten Fortgang. Von den 82 ehemaligen 
Garibaldiniſchen Offizieren, welche in die 
Reihen der Inſurrektionsarmee getreten wa⸗ 
ren, ſind nur noch 13 übrig; dieſelben haben 
die Kapitulation angenommen. Die neuer⸗ 
dings in Kandia ausgeſchifften Freiwilligen 
find mit einem Verluſt von 60 Todten zer⸗ 
jprengt worden. Die Ernennung eines 
chriſtlichen Fürſten zum Gouverneur von Kan⸗ 
dia gilt als bevorſtehend. In Albanien 
iſt die Ruhe vorläufig wiederhergeſtellt. 

Juſſuf Karam, welcher Syrien verlaſſen 
hat, iſt nach Algerien übergeſtedelt und ſoll 
eine franzöſiſche Penſion erhalten. 

Die Nobelgarde des Sultans iſt aufge⸗ 
löſt worden. 


Rußland und Polen. O Warſchau, 
28. Januar. Seit einigen Tagen erſchienen 
nachdem die ſpeziellen Verordnungen über die 
Einrichtung und Befugniſſe der 10 Gouver⸗ 
nements⸗Regierungen und 85. Kreis Verwal⸗ 
tungenſergangen jind, ſeit dem 1—13 in den hie» 
ſigen amtlichen polniſchen und ruſſiſchen Blät- 


Amendements 


tern auch die Etats für dieſelben. Für 
die Erſteren ſind im Ganzen Rub. Silb. 
685,410 für die Letzteren 737,825 Rs. zu- 
ſammen jährlich Rs. 1,423,235 vormirt. Die 
10 Gouverneure, denen ungefähr die Befug⸗ 
niſſe Preußiſcher Provinzial: Ober-Präfidenten 
zuſtehen, erhalten an Gehalt und Tafelgelder 
4750 Ra. und auf Reiſekoſten 500 Rs.“ 
5250 Rs. Die Vice-⸗Gouverneure mit den uns 
gefähren Befugniſſen der Preußiſchen Re 
gierungs⸗Präſidenten zu 3000 Rs. Die 
Regierungs⸗Räthe und der Kanzlei⸗Director 
zu 1500 R. S. die Aſſeſſoren zu 1200 reſp. 
1050 und 900 R. S. die Referenten von 
675 bis 850 R. S. Hilfs⸗Referenten von 
400 bis 500 Rs., die Kreischefs, welche an⸗ 
nährend die Stellung preußiſcher Landräthe 


haben, werden mit 1500 Rs. und 500 Rſilb. 


Reiſeentſchädigung bei freier Dienſtwohnung. 
Ihre Gebilfen mit 500 bis 600 Wi. 
Die Kanzlei⸗Beamten verhällnißmäßlg 
niedriger bezahlt. Die Schreibma⸗ 
terialien, Heizung und Beleuchtung iſt 
bei den Regierungen auf 6680 Silb.⸗Rubel, 
bei den Kreisämtern auf 1000 Silb.⸗Rubel 
jährlich, für jede dieſer Behörden feſtgeſetzt. 

Daß, nachdem der Verwaltungs Schwer ⸗ 
punkt jetzt mehr als bisher, nach den Gou⸗ 
vernements und Kreis Städten verlegt iſt, 
die vielen oberſten Behörden und Central⸗ 
Verwaltungen der verſchiedenſten Art, welche in 
Warſchau bis z. 1. reſp. 13. d. Me theils beſtanden, 
theils noch beſtehen, einer Verminderung, 
Verſchmelzung oder Aufhebung unterliegen 
müſſen, war nicht nur ein längſt erkanntes 
Bedürfniß, ſondern unter den Verhältniſſen 
des Königreichs zum Kaiſerreich eine Noth⸗ 


wendigkeit, wenn nicht das Mark des 
Landes durch die Menge hoher 
Behörden und teich beſoldeter Beamten, 


welche die verſchiedenen früheren Syſteme 
und Umgeftaltungen ſeit 1815 geſchaffen hat⸗ 
ten, nicht länger verzehrt werden ſollte. Das 
Schlimmſte dabei war aber, daß durch die 
große Anzahl der Central⸗Behörden für be⸗ 
ſondere Verwaltungs- Swecke, welche beim 
polniſchen Regime von den das osteusibile lie- 
bende Polen mitallem möglichen Bureaucrati⸗ 
ſchen Nimbus und recht vielen, aber wenig 
arbe itenden Beamten ausgeſtattet waren, weil 
keine ordentliche Gliederung beſtand, die eine 
Central⸗Behörde, deren wir außer den 4 
Reg.» Commiffionen mit General Direc⸗ 
toren (der früheren Miniſterien) der Oberrech⸗ 
nungs⸗Kammer, dem Adminiſtrations-Rath, 
dem Staatsrath, den beiden (9. und 10.) 
Departements des dirigenden Senats, dem 
Staats - Secretariat, dem Einrichtungs- 
Commitee mit ſeinen Zweig⸗Behörden der 
Bauern⸗ und der Ligquidations⸗Commiſſion 
noch in Warſchau einige und 20 Central⸗ 
Verwaltungen hatten — wie geſagt die eine 
derſelben den Verordnungen der Andern 
wiederſprach, wodurch die Verwaltungs⸗Ma⸗ 
ſchine in Verwirrung gerieth zum Nachtheile 
des ganzen Landes 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, 31. Januar 

— (Die Berliner Zeitungen) 
welche mit dem heutigen Courierzuge ein⸗ 
treffen ſollten, ſind ſämmtlich ausgeblieben. 

— (Exhumirung eines preußiſchen Lieute⸗ 
nants.) Jüngſt wurde in Prerau die Leiche 
eines während des Krieges verſtor⸗ 
benen preußiſchen Lieutenant, Graf Preventow, 
der auf dem dortigen proteſtantiſchen Friedhofe 
beerdigt war, exhumirt und auf der Eiſenbahn 
nach Danzig geführt. Die Exhumirung ge- 
ſchah unter ſtrenger ſanitätspolizeilicher Aufſicht 
und mit allen Vorſichtsmaßregeln. Der hölzer⸗ 
ne Sarg, in welchem der Verſtorbene urſprüng⸗ 
lich zur Erde beſtattet war, wurde in zwei 
Särge von Zink gegeben, die beide auf dem 
Kirchhofe verlöthet und in eine hölzerne Stifte 
ver packt wurden. Der einzige Bruder des Ver- 
ſtor benen, ebenfalls preußischer Offizier, verlor 
bei Königgrätz durch einen Schuß den rechten 
Arm und befindet ſich noch gegenwärtig in einem 
Lazareth zu Berlin. 

— (Schwurgerichts⸗Verhand⸗ 
lung vom 30. Januar c.) — 1) Auf 
dert Auklagebank befindet ſich die ſep. Müh ⸗ 
lenbaumeiſterfrau Louiſe Krüger geb. 
Patzer aus Zoppot wegen 4 Wechſelfälſchun⸗ 
gen und Betruges. Vertheidiger Herr Rechts- 
anwalt Lindner. — Die Angeklagte iſt ge» 
ſtändig Mitwiſſerin davon zu ſein, daß ihr 
21 jähriger Sohn drei Primawechſel und 
zwei Prolongationen auf den Namen des 
Herrn Dr. E. Benzel gefälſcht und daß ſie 
deim Umſatz derſelben mitgewirkt hat. Der 
Sohn der Frau Krüger iſt landesflüchtig ge⸗ 
worden und wird die Mutter zu 18 Mona⸗ 
ten Gefängniß, 50 Thlr. Geldbuße event. 
noch 1 Monat Gefängniß verurtheilt. 2) 
Auf der Anklagebank befindet ſich der Mau⸗ 
rergeſelle Thomas Hollmann aus Kl. 
Böhlkau wegen vorſäßzlicher Brandſtiftung. 
Vertheidiger Herr Juſtizralh Weiß. — Der 
Augeklagte hat die Verpflichtung gehabt eine 
von feinem Schwager Lawrenz in Kl. Böhl⸗ 
kau bewohnte Kathe auszubauen und ſoll ſich 
diefer durch Beſchluß der Adminiſtrationsbe⸗ 
hörde ihm auferlegten Verbindlichkeit dadurch 
baben entziehen wollen, daß er den Verſuch 
gemacht hat, das Strohdach der qu. Kathe 
in Brand zu ſtecken um das Gebäude zu 
vernichten. Augeklagter behauptet feine Un- 
ſchuld und will einen Alibibeweis führen. Es 
werden von ihm noch mehrere Zeugen in 
Vorſchlag gebracht, die ſeine Abweſenheit zur 
Zeit des Brandſtiftungsverſuchs bekunden 
ſollen und die Vertagung beantragt. 


7 Tiegenhof, d 29. Jan. 
ſcheint es, als wenn der Winter am 24. 


— (Theater) Das ſchon ſeit längerer 
Zeit auf allen amerikaniſchen Bühnen mit im- 
menſem Erfolg gegebene Volksdrama: „Abra⸗ 
ham Lincoln s Tod“ iſt jetzt auch ins Deutſche 
überſetzt und bereits in mehreren deutſchen The⸗ 
atern zur Aufführung gelangt. — Es behan- 
delt das Leben Lincoln's in ſeinen verſchiedenen 
Phaſen: als Packträger, Schreiber, Kaufmann, 
Hauptmann gegen die Indianer, Poſtmeiſter, 
Advokat, Abgeordneter und Präſident der Union, 
und endet mit feiner Ermordung durch den 
Schauspieler Wilkes Booth in der Loge des 
Theaters zu Waſhington. — Wie wir hören, 
fol das Stück auch auf hieſiger Bühne dem- 
nächſt zur Aufführung kommen. 

Faſt 


d. Mts., an welchem Tage unſre Bürger 
und einige Beſitzer der Umgegend eine 
Schlittenparthie bis Rothebude veranſtaltet 
hatten, woran ſich 21 Schlitten betheiligten, 
ſeine lezte Kraftanſtrengung gemacht. Wäh⸗ 
rend dirſer Tag mit 11 Grad Froſt be⸗ 
gann, endete er mit Regen und Thauwetter, 
welches letztere mit geringen Unterbrechungen 
bis heute angeholten hat, fo daß die Eis⸗ 
decken unſerer Gewäſſer bereits ſchwach 
werden, und ſich auch ſchon auf der 
Weichſel bedeutend Aufwaſſer zeigt. 
Vieler Gemüther bemächtigt ſich unter 
ſolchen Umſtänden die Furcht vor einem 
Dammdurchbruch, noch mehr, eines ſog. 
Winterbruchs. Doch dürfen wir uns tröſten, daß 
der, welcher die Geſchicke der Völker lenkt 
und regiert, auch den Lauf und die Gewalt 
der Ströme in ſeiner Hand hat, und es 
Alles ſo hinausführt, daß es ſeinen Kindern 
zum Segen gereicht. — Wie wenig unſre 
Honorationen, trotz Handwerkerverein und 
audere hochtönenden Phraſen, den Handwer⸗ 
ker achten, wenn er der Verfolgung ihrer 
ſelbſtſüchtigen Zwecke im Wege ſteht, zeigt 
auch wieder die hier neulich abgehaltene 
Wahl eines Gemeinde-Vorſtehers. Um nur 
ja nicht den Handwerkerſtand, welcher gleich 
dem größten Theile des Mittelſtandes, ſeine 
Intereſſen durch einen von den großen Her⸗ 
ren projectirten Schulbau beeinträchtigt glaubt, 
im Rathe der Stadt vertreten zu ſehen, 
mußte ein, zudem nur zur Miethe wohnender 
Rechtsanwalt freilich nur mit 2 Stimmen 
Majorität, gewählt werden, welchem wir 
zwar ſowohl als Beamter, wie als Menſch, 
unfre Achtung nicht verſagen können, ihn 
aber dennoch keineswegs für geeignet halten, 
für das Wohl unſres Fleckens zu ſorgen, 
um fo mehr, als die ſtreitige Schulangelegen⸗ 
heit, worauf wir bei anderer Gelegenheit 
zurückzukommen gedenken, ihn in keinerlei 
Weile belajtet, wie dies bezüglich feiner 
Perſon, faſt von allen Communalangelegen⸗ 
heiten gilt. — Zu dem bier am 23. abge: 
halb enen Remontemarkt waren mangelhafter 
Bekanntmachung wegen nicht zu viel Pferde 
erſchienen und wurden auch nur zwei der- 
ſelben angekauft. 


Handel und Verkehr. 
Danzig, 31. Januar 1867. 
Bahnverkäufe. 

Weizen, hellbunt, fein und hochbunt: 
124/5 —126 J. 95, 97 — 96, 98, weiß 100 
gr; 127129 97%, 101½ 100, 103% 
Hr; 130, — 131/2 7. 132 — 133 ( 
fein 104, 107½ Gr — Weizen bunt: 
dunkelbunt und abfallende Qualität 118/19, 
121/22½, 83, 86— 86, 87¼ „ , 122/23 
124/2564 87 ½, 9090, 92½ Apr, 126/2783. 


92755 95 n r 85 . Year Schffl. 
einzuwiegen. 

Roggen, 120 — 122 ½ 157 ½— 58%, 
Hr, 124 — 126 , 59½ 60% . 


127 — 128 . 61 — 61 ½ Sr d 81% 
. preuß der Schffl. einzuwiegen. 

Gerſte, kl. Futter⸗ 98,100 — 103/4,%% 
47— 48, 49 Ar vr 72 % er Schffe. 
einzuwiegen.— Gerſte, kl. Malz- 102 104 
48, 49 49%, 50½%, Gr 106 — 108 8, 
51 52 53, 54 . 110 2 54, 
55 Sn der gemeſſenen Scheffel. — Gerſte, 
große Malz⸗ 105—107 64, 52 53 53 54. 
110-112 #4, 54, 55½ — 55½, 56 ½ Sr, 
114 . 56½, 57 . % 72 f. 
Yr Scheffel einzuwiegen. 

Hafer 27¼ —30 31 Gr ft 50% Yer 
Scheffel einzuwiegen. 

Erbſen, weiße Koch 62½,— 64, 65 
Hr, abfallende 57 58—60 61 SrYer 90K. Der 
Scheffel einzuwiegen. 

„piritus: 16 r 8000 Tr. bez 

Börſenverkäufe: 4 

Für die feinen Gattungen Weizen wur 
den letzte Preiſe bewilligt; dagegen blieben 
die abfallenden unbeachtet. Umſatz 100 Laſt. 

Bedungen wurde: für 12223 & Som⸗ 
mer⸗ A 525, 121 2 530, hellfarbig 
120/21 44. 555, 125 & roth 560, 
gut⸗ und hellbunt 125 . 567 ½, 
122/23 C4, 124 %, 125 , 125/26 C. 
A 570, 122 4% bell E 575, 123/24 64 
hell r 580, 129/30 €. roth 582, 
124/25 8. hell, 128 % , 585, 126 2, 
126/27 6. A 590, 129,30 68. beſezt 
595, hochbunt 126 #4, 127/28 24, 2. 600, 
127 . A 605, 128 . 2 614, 130,31 
6d. , 620 Yor 5100 (. der Laſt. 

Roggen unverändert feſt. 114 4 
327, 116/17 l 2. 334, 120 & 52. 345, 
121 . . 348, 127 % , 366 vr 4910 
65. Yr Laſt. 

Gerſte, gr., abfalleude (naß) 100 . 
＋ 255, 109 ( , 318 Yr 4320 6 
ya Laſt. f 


Haus der Abgeordneten. 
Berlin, 29. Januar. 
(Schluß.) 

Abg. Dr. Löwe kritiſirt die Behandlung des 
Eiſenbahnweſens durch die Regierung im Allge— 
meinen, ſpricht ſich prinzipiell gegen die Ueber— 
nahme von Zinsgarantien durch den Staat aus, 
will aber im vorliegenden Falle dem Zuſtände⸗ 
kommen der Bahn nicht hinderlich ſein, und wird 
auch aus dieſer Rückſicht dem Amendement zu 8 
2 zuſtimmen, da daſſelbe dem im $ 2 ausgeſpro-⸗ 
chenen Grundſatze eben für den ſpeziellen Fall 
Geltung gebe. Redner warnt vor der Bevorzu— 
gung einer Provinz vor einer anderen und ruft 
dadurch eine Entgegnung des Handelsminiſters 
hervor. welcher conſtatirt, daß ein ſolcher Vor- 
wurf niemals der Regierung gemacht ſei, und 
verſichert, daß derſelbe der Begründung entbehre. 

Die General-Diskuſſion wird geſchloſſen, zur 
Spezialdebatte über $ 1 nimmt Niemand das 
Wort, nach einer kurzen Befürwortung desſelben 
durch den Referenten Abg. Becker wird § 1 mit 
ſehr großer Majorität angenommen. 

Gegen den $ 2 des Kommiſſionsentwurfe 
ſpricht der Abg. Hübner, wiederholt aber blos das 
ſchon in der Generaldebatte Geſagte. 

Abg. Tweſten hält den § 2 der Commiſſion 
auf recht. Das Haus dürfe keine Gelegenheit vor- 
übergehen laſſen um ſein verfaſſungsmäßiges 
Recht in der vollen Ausdehnung nicht blos in 
einer einzelnen Anwendung, fondern in der prin« 
zipiellen Bedeutung klar geltend zu machen und 
feſtzuhalten. Wolle die Regierung dieſes Recht 
nicht anerkennen, jo mögs fie es vertreten, wenn 
das Geſetz nicht zu ſtande komme. Gerade als 
integrivender Theil dieſes und jedes folgenden 
ähnlichen Geſetzes müſſe das Haus ſein Recht 
hinſtellen und fo die Regierung zur Auerkennung 
desſelben zwingen. Reſolvirt habe man ſchon 
früher, eine Reſolution ſei aber ein blinder Schuß, 
und nachdem dieſer von der Regierung nicht bes 
achtet worden, müſſe das Haus einen ſcharfen 
Schuß folgen laſſen. Er werde für das Geſetz 
nur mit dem unveränderten § 2 ſtimmen. 

Abg. Graf Schwerin: Der ſcharfe Schuß 
wilrde das Land treffen, nicht die Regierung. Die 
letztere habe das größte Entgegenkommen durch 
die Zuſtimmung zu dem Amendement gezeigt; 
man möge nicht ohne Noth einer Theorie wegen 
das praktiſche Bedürfniß unbefriedigt laſſen. 

Abg. Becker hält als Referent den $ 2 der 
Commiſſion aufrecht, empfiehlt aber, falls dieſer 
verworfen werden möchte, die Annahme des Vincke⸗ 
ſchen Amendements. 

Hierauf wird zur namentlichen Abſtimmung 
über § 2 des Commiſſions⸗Entwurfes geſchritten, 
deren Reſultat die Verwerfung des $ 2 mit 152 
gegen 133 Stimmen iſt. 

Auf Vorſchlag des Präſidenten wird beſchloſſen, 
die beiden andern Punkte der Tagesordnung nicht 
mehr zu berathen. Vor Schluß der Sitzung er⸗ 
hält noch das Wort; 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Auf Grund 
allerhöchſter Ermächtigung habe ich dem Hauſe 
einen Geſetzentwurf vorzulegen. (Bewegung). Es 
iſt bekannt, daß das Haus Thurn und Taxis 
(Bewegung) noch in weit ausgedehnten Theilen 
Deutſchlands Poſtrechte beſitzt. Es iſt gelungen, 
einen Vertrag abzuſchließen, wonach das ganze 
Poſtrecht incl, der Gebäude und des Inventars 
an Preußen für 3 Millionen Thaler verkanft 
wird. (Bewegung). Ich gebe anheim, das Geſetz 
den vereinigten Commiſſionen für Finanzen und 
Zölle und für Handel und Gewerbe zu über- 
weiſen. 

Abg. v. Vincke empfiehlt Schlußberathung, 
da die Sache doch einfach und klar ſei, Abgeord. 
Virchow mit Rückſicht auf die Größe des Objee⸗ 
tes Verweiſung an die Commiſſionen, wie der 
Miniſter es vorgeſchlagen. 

Präſ. v. Forckenbeck durchblättert das Acten- 
ſtück, das aus 20 Artikeln beſteht, und räth dem 
Hauſe, die bezeichneten Commiſſionen zur münd⸗ 
lichen Berichterſtattung zu ermächtigen. 

Abg. Graf Schwerin für Schlußberathung 
gegen die Bevormundung des Hauſes durch die 
Commiſſionen, event. für den Vorſchlag des Prä⸗ 
ſidenten. 

Abg. Lasker ebenfalls für Verweiſung an die 
Commiſſionen, da es ſich wahrſcheinlich um Ueber- 
nahme der Thurn und Taxisſchen Beamten auf 
den Etat handle und nicht bloß um die 3 Mill. 

Abg. Rohden desgleichen, da die Regierung 
ſelbſt ſich mit der Vorfrage beſchäftigt habe, ob 
das fürſtliche Poſtregal in der That ablösbarer 
Natur ſei und man doch zuvor von dieſer Unter- 
ſuchung Kenntniß erhalten müſſe. 

Abg. Virchow: Die Commiſſionen „bevor- 
munden“ nicht das Haus, ſondern informiren es 
und bereiten feine Beſchlülſſe vor. Griffe die An- 
ſchauung des Grafen Schwerin Platz, jo würden 
die Verhandlungen des Hauſes bald einen ſehr 
ſtürmiſchen Charakter annehmen. 

Das Haus tritt der Anſicht des Präſidenten 
bei und verweiſt die Vorlage an die Commiſſion 
zum Zwecke mündlicher Berichterſtattung. 


Literariſches. 

Daß die große Zeit, die großen Thaten 
des vergangenen Sommers Gedaulen und 
Gefühlen einen hohen Aufſchwung gegeben 
haben, iſt durch den Jubel documentirt, mit 
welchem die zurücklehrenden Krieger in der 
Heimath begrüßt wurden. Nur Wenigen je 
doch iſt es vergönnt geweſen ihrer Begeiſte— 
rung durch die Schrift Ausdruck zu geben, 
aber ſehr klein iſt die Zahl verſenigen unter 
ihnen, denen es gelungen iſt, dem Gefühle 
des Volkes ganz zu entſprechen und ein clajji- 
ſches Kunſtwerk zu ſchaffen. Zu dieſen müſſen 
wir den Verfaſſer des „Kyffhäuser“, den 
Geh. Reg. Rath v. Sawieki rechnen, der 
unter Acht Titel ein Feſtſpiel zur Exinne⸗ 
rung an Preußens glorreiche Siege im Jahre 
1866 gedichtet hat. 

Wahre Poeſie, hohe Vaterlandsliebe und 
beſchwingte Begeiſterung ſtehen in dem Werts 
chen zu einander in ſchönem harmoniſchen 
Zuſammenhange. Ein Bild der Gegenwart 
in künftigen Nöthen, in entſprechender Form 
und lieblicher ernſter Darſtellung entrollt ſich 
unſern Blicken und der Hoffnung, wie ſie 
letzt in jedes Patrioten Bruſt für die Zukunft 
und für Deutfhland Kraft und Einheit kund 


giebt, werden hohe bedeutungsvolle Worte 
geweiht. Der alte Kaiſer tief im Schacht 
des Kyffhäuſer ſieht ſeine Zeit und feine Er— 
löſung nahen und ſpricht dies in Worten, 
die zugleich eine Probe der Poeſie und des 
Geiſtes gelten ſollen, der die Dichtung durch- 
weht, aus: , 
Drum, o König preif’ ih Dich, 
Krön' in dieſem Bilde Dich, 
Beuge mich, der alten Kaiſer, 
Vor dem großen Könige. 
Meine Krone nimm ſie hin! 
Nicht der Name nicht der Kaiſer, 
Ju dem beſten, höchſten Sinn 
Biſt Du, was der Kaiſer war, 
Deutſchlande Schutz biſt Du und Stern, 
Ueber Dir giebt's keinen Herrn 
Außer Gott, der mit Dir war. — 
Hebet Herzen auf und Hände, 
Denn der Zweifel iſt am Ende 

Es klingt faſt wie eine Entweihung des 
Kunſtwerks, wenn wir zu feiner Empfͤhlung 
noch hinzufügen, daß der Ertrag, der aus 


demſelben erzielt wird, zum Beſten der Vic. 


toria⸗Stations⸗Stiftung für Invalide ber 
ſtimmt iſt, jedoch wir halten es für eine 
Pflicht darauf hinzudeuten, daß der Gehalt. 
und der Zweck der Dichtung ebenbürtig ne 
ben einander ſtehen. 


Vermiſchtes. 


Paris, 28. Januar. Alle Blätter ſind 
heute mit Berichten über die Vorſtellung in 
den Bouffes angefüllt, wo Cora Pearl als 
Amor debutirte. „Ich weiß nicht,“ fo meint 
der Berichterſtatter der Opinion Nationale, 
„ob der Verſuch dieſer Dame ihr ſehr vor— 
theilhaft ſein wird.. Es iſt ein Glück und 
ein Troſt für uns arme Sterbliche, daß eine 
dieſer Gottheiten, die wir bis jetzt uur durch 
einen Gasnebel hindurch zu Geſicht bekamen, 
wenn ibre Pferde ſie im Galopp mit ſich 
ſortriſſen, einmal von ihrem Wagen herab— 
ſteigt und ſich in halber Nacktheit ſehen läßt. 
Alle Frauen ſollten ihre Männer in die 
Bouffes führen. Es würde keinen einzigen 
mehr geben, der, wenn er Cora Peail mit 
der berühmten Grazie der Engländerinnen 
den Cancan tanzen ſähe, nicht für immer 
von dem Ball Mabille curirt ſein würde.“ 
Aehnlich drücken ſich die übrigen Blätter aus, 
wenn ſie auch der Cora Pearl nicht alle ſo 
ſcharf zu Leibe rücken. Kein einziges derfel- 
ben ſindet aber ein Wort des Tadels für 
den Director. der Bonffes, der es gewagt, 
dem Publikum eine Perſon, wie Cora Pearl, 
vorzuführen; ihre Berühmtheit unter den 
Herren der pariſer Beau⸗Monde verdauft fie 
allein dem ganzen Erfolge ihrer Zunge, die 
ſich auf recht gemeine Weiſe auszudrücken 
pflegt. Doch ſie iſt auch eine gute Reiterin, 
eine Art femme-cheval, und fie hat daher 
ſchon deßhalb den hommes-cheval, aus de» 
nen bekanntlich der größte Theil unſerer fei— 
nen Herrenwelt beſteht, gefallen können. Was 
den Director der Bouffes anbelangt, ſo hat 
derſelbe jedenfalls gute Geſchäfte gemacht, 
und wenn man ihn auch tadeln muß, daß er 
fein Theater dazu bergab, um der im Au- 


— — 


genblicke ruinirten Cora Pearl als Aasſtel⸗ 


lungs- Local zu dienen, jo hat er doch ganz 
im Sinne des Publikums gehaudelt, wie die 
ungeheure Einnahme beweiſt, die er gemacht 
hat. Und dabei beſtand ſein Publikum nicht 
allein aus den Damen der Viertelwelt und 
ihren Gaudins, ſondern manche Frau von 
hohem Range und Stande hatte ſich ringes 
funden, und unter deu Herren befanden ſich 
viele ſehr hochgeſtellte Lente, wie der Herzog 
von Mouchy, der Prinz Achilles Murat, 
Muſtapha Paſcha, der Herzog von Hamil⸗ 
ton, der Herzoz de Caumont La Force ꝛc. 


N it Gottes Hilfe ward beute Morgens 2/4 
Uhr meine liebe Frau Elisabeth geb. 
Karmann von einem geſunden Sohne glücklich 
entbunden 
Kl. Katz, den 31. Januar 1867. 
Schnaase, 
Prediger. 


Böhm., türk. und Chata⸗ 
rinen⸗Pflaumen, rk 
Aepfel, ital. Prunellen, ſowie Moskauer Zucker. 
ſchoten offerirt ſchön und preiswürdig 

Carl Marzahn, Langenmarkt 18. 


1 3 r 
Bruchreis 
in zwei preiswürdigen Sorten, empfiehlt, bei 
Ballen billigſt, ausgewogen das Pfd. 1% und 
2 Sgr. 
Carl Marzahn, Langenmarkt 18. 


Paul Callam’s 


Inseraten - Comtoir 
für alle in- und ausländi- 
schen Zeitungen. 


Berlin, Niederwallstrasse 15., 
empfiehlt sich zur Besorgung von Annon- 
cen in alle hiesige, wie auswärtige Zei- 
tungen zu Originalpreisen ohne Berech- 
nung von Porti oder sonstigeu Spesen. 
Bei grösseren Aufträgen höchster Rabatt. 
Beläge werden stets geliefert. Zeitungs- 
verzeichnisse gratis. Bei Aufträgen für 
mehrere Zeitungen bedarf es nur eines 
Manuseriptes. 
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De ehe D 


Druck und Verlag der West- Preussischen Zeitung. 


R. W. WENDT 
DANZIG 


empfiehlt sich zur sorgfältigsten Ausführung aller vorkommenden Arbeiten, NE 
als! 
Zeitschriften und Werke jeder Wissenschaft und in jeder Sprache, Jahres- 
Berichte und Statuten fürCommandit-Gesellschaften, Vereine ete., Cireulare, 
Formulare und Schema’s, Preis-Courante, Geschäfts-, Fmpfehlungs-, Visiten- 
und Speise-Karten, Rechnungen, Gelegenheits-Gedichte (auf Wunsch Dich- 
tung), Facturen, Empfangszettel, Geschäfts-Anzeigen, Etiquettes in Schwarz- 
und Bantdruck etc. etc. 


Placate vom kleinsten bis zum grossartigsten Format schnell, billigst und aweckentsprechen? 8 


Auf Lager: Rechnungen, Anweisungen, Bank-Diskontoscheine gte, 
Pensions-Quittungen, Anmeldescheine, Mieth=- u. Lchr-Contracte eto. 
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Wichtiges Hausmittel. 


Wegen ihrer vortrefflichen Eſgenſchaften gegen Keuchhuſten, Halebränne. Heiſerkeit, Verſchlei— 
mung, Catarrhe, Entzündung der Luftröhre, Blutſpeien, Aſthma n. . w. haben ich be 1 


ſchen Bruſt-Bonbons ſeit 25 Jahren eines fo 


vorräthig ſein ſollten. 


Niederlag u a 4 Sgr per Paket befinden ſich in 
Laugenmarkt 38, bei F. E. Goſſing Heil. Geiſtgaſſe 47. 
bei Bern. Janzen, in 


Ohristburg bei N. H. Stto, in Elbing 
Weberſtüdt, in Pr. Stargardt bei Alb. Bauch. 


; ausgebreiteten Rufes zu erfreuen 
jeder Familie, namentlich auf dem Lande, wo Arzt und Apotheke ii gleich 


daß dieſelben in 
zur Hand ſind, ſtets 


Danig bei Herrn Albert N 
und bei Carl ie 6 Langenmarkte 18. fn 
. Holland bei C. E 


Zeitungs⸗Juſerate 


werden in alle Blätter aller Länder 


durch die 


Expedition für Zeitungs-Aunonten 


Haaſenſtein 


in Berlin, Hamburg, 
unter Berechnung nach den 
Das Bureau bietet den 


werden geliefert. 


franco. 


| 
| 
| 
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Gefülligſt zu beachten! 


Wir empfehlen unſer auf die ſolideſte 
Baſis gegründete Inſtitut dem inſerirenden 
Tublikum zur Uebertragung von Juſertions⸗ 
Aufträgen jeden Umfanges und führen nach⸗ 
ſtehend die hierdurch erwachſenden Vortheile 
zur gefälligen Berückſichtigung an. 

In Folge einer direkten Geſchüfts⸗Ber 
bindung mit ſämmtlichen Zeitungs⸗Expedi⸗ 
tionen find wir durch die uns von denfel- 
ben günſtigſt geitellten Conditionen in den 
Stand geſetzt, die uns überwieſenen Aufträge 
unter folgenden billigen Bedingungen 
auszuführen: 

1. Unſer Grundprincip iſt, die uns Über⸗ 
tragenen Ordres auf das Prompteſte und 
Reellſte zu effectuiren, d. h. nur die Origi⸗ 
nal⸗Preiſe zu berechnen. — Auf beſonderes 
Verlangen wird die Original- Rechnung prü⸗ 
ſentirt. 2. Porto oder Speſen werden unter 
keinen Umſtänden berechnet. 3. Bei größe 
ren und wiederholten Aufträgen entſprechen⸗ 
den Rabatt. 4. Belege werden in allen 
Fällen für jedes Inſerat von uns geliefert. 
5. Eine einmalige Abſchrift des Inſerats 
genügt auch bei Aufgabe für mehrere Zeit 
tungen. 6. Sämmtliche eingehenden Auf. 
träge werden ſtets noch am Tage des Ein 
treffend nach allen Gegenden bin expedirt. 
7. lieberſetzungen in alle Sprachen werden 
koſteufrei ausgeführt. 8. Bei Annoncen 
unter einer beliebigen Chiffre werden dle 
uns zugehenden Offerten ohne jede Provi⸗ 
fionge Anrechnung an die reſp. Auftraggeber 
I ft übermittelt. 9. Streugſte Ge- 


chäftr. Diseretion bewahren wir in allen 
allen. 10. Koſten⸗Auſchlüge werden bei 
umfangreichen Inſertionen von uns bereit⸗ 
willigſt auf Wunſch vorerſt aufgeſtellt. 11. 
Correſpondenz frauco gegen franco. 12. 
Unſer neueſter und correeteſter 


Inſertious⸗ Kalender, 


Verzeichniß ſämmtlicher Zeitungen und Zeit- 
ſchriften mit genauer Angabe der Auflagen 
und ſonſtigen für die Juſerenten wichtigen 

Notizen, ſleht line zu Tienſten. 


. 

Fachse & C0. 
Zeitungs» Annoncen „Expedition. 
Leipzig 
\ OS 0 Pu PT, 
F* ein Samengeſchäft ſucht man thatige 

Agenten. Frankirte Anerbieten unter 
C. F. 4 befördert die Annoncen⸗Expedi⸗ 
tion der Herren Sachſe & Co. in Leipzig. 
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g N eitungs⸗Verzeichniſſemir jeder neuen Aufl 
inzwiſchen eingetretenen Veränderungen vervo 


Redigirt unter Verantwortlichkeit des Berlegerh, 2 


Vogler, 


Frankfurt am Main und Wien, 
riginal⸗Preiſen ſtets prompt und discret 1 


Inſerirenden Erſparung des Port 
waltung, auch bei größeren Aufträgen Im üblichen ueber 


Rabatt. n 
er u lage nach de 
ſtändigt und rectificirt, gratis u. 


Kräuter- Malz- Kaffee, Krän- 
ter.Malz-Brustsaft, „„ Antho- 
Senz 5; Dr. Heß von 


Berlin, vorräthig in allen coul i 
— Nr, anten 9 
oder Specerei handlungen, welche , 175 
autorifirt find, Bezugs-Bedingiigen werden von 
Herrn F. A. Wald, Nohrenſtr. 37a in Berlin, 
Bern te enttal-Rberteieh meiner 
rtikel zuſteht, auf portofreie Anfr 
derverkäufer frankirt Wen e 
Berlin. Dr. Heſt, 
Königl. preuß. approbirter Apotheker 1. Cl. 
und techniſcher Chemiker; Lehrer der Geſundheits⸗ 
und Naturwiſſenſchaften; Fabritaut von tee 
niſchechemiſchen- und Geſundheits⸗Artikeln. 
9)... ——— RE 
ie Erneuerungslooſe zur 2, Klaſſe 18 
D Königl. Klaſf u-Rrtterie And, e 


gung, der e J. Klaſſe — bei Verluſt 


F. A. Wald in. 


des Anre 
e am achten Februar 
f N B. Kabus, 


Königl. Lotterie-Einnehmer. 


Angemeldete Fremde am 30. Januar 1867. 
Hotel de Berlin. Die Herren: Kauſl. Hauptmann 


a Schönau. Huber a. Hanau a/ M., Ziegler 
a. Dresden. Brunner a. Leſpzig, u u. 


Rietz a. Berlin. 

Hotel du Nord. Die Herren: Gutsbeſitzer Kum 
u. Fam. a. Libſchau. Kaufmann Deege a. 
Cöslin. 

Walters Hotel. Die Herren: Oberſtaatsauwalz 
v. Graevenitz a. Marienwerder, Rittergutsb. 
Leſſe a. Tockar, v. Drygalski a. Matern, 
Adminiſtrator Engler a. Dalwin, Kaufleute 
Olmſtein u. Korn a. Berlin, Löwy a, Brom⸗ 
berg. 

Schmelzers Hotel drei Mobren. Die Herren: 
Rentier Birnbaum a. Memel, Kaufl. Arendt 
as Berlin, Saspius a. Hamburg, Horn a. 
Chemnitz, Kunftgärtner. Vogel a. Gera. 

Hotel de Thorn. Die Herren: Gutsb. Wilcke a. 
Pogorß, Bau-Inſpektor Schmidt a. Dirſchau, 
Kaufl. Michelmann a. Dresden, Möring a, 
Magdeburg, Hartung a. Berlin, Frl. Wilke 
a. Meklenburg. 


Stadttheater zu Danzig. ; 


Freitag, den 1. Februar. (95. 
Vorſtelluug). Romeo und Julie. 
in 4 Acten von Bellini. 


Abonnem 
See Siet 
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